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VERMERK
des Vorsitzes
für den Ausschuss der Ständigen Vertreter/Rat
Betr.: Mehrjähriger Finanzrahmen (2014-2020)

– Bericht über den Fortschritt der Beratungen des Rates im zweiten Halbjahr 2011

Der Beginn des polnischen Vorsitzes fiel zeitlich mit der Vorlage der Kommissionsvorschläge für 

den künftigen mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) zusammen. Ein erster informeller Gedanken-

austausch, der eine allgemeine Übersicht über die Vorschläge ermöglichte, fand am 28./29. Juli 

2011 in Sopot statt. Am 12. September 2011 führte der Rat (Allgemeine Angelegenheiten) einen 

Gedankenaustausch über die Geltungsdauer, den Aufbau und die Flexibilität des mehrjährigen 

Finanzrahmens. Am 25. Oktober 2011 erörterte der AStV die Rubrik 1 "Intelligentes und 

integratives Wachstum"(mit Ausnahme der Kohäsion und der Fazilität "Connecting Europe"), die 

Rubrik 3 "Sicherheit und Unionsbürgerschaft", die Rubrik 4 "Globales Europa" und die Rubrik 5 

"Verwaltung". Der Rat (Allgemeine Angelegenheiten) hielt am 15. November 2011 eine 

Orientierungsaussprache über die wirtschaftliche, soziale und territoriale Kohäsion, die Fazilität 

"Connecting Europe", die Gemeinsame Agrarpolitik und die Gemeinsame Fischereipolitik. Der 

AStV erörterte am 23. November 2011 das künftige System der Eigenmittel der Europäischen 

Union. Im vorliegenden Bericht werden die Ergebnisse dieser Beratungen zusammengefasst.
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In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass die Fortsetzung der Arbeiten auf der 

Grundlage einzelner Politikbereiche oder spezifischer Fragen nicht dazu führen darf, dass der 

Überblick über die auch weiterhin in einem globalen Rahmen zu führenden Verhandlungen 

verloren geht, bei denen es keine Einigung über Einzelaspekte geben kann, sondern nur eine 

Gesamteinigung. Dabei ist insbesondere zu beachten, dass zwar in der derzeitigen Verhandlungs-

phase spezifische Beratungen über die Gesamtbeträge der Ausgaben in den einzelnen Rubriken 

nicht geführt wurden, mehrere Delegationen es aber generell für notwendig hielten, dass der 

mehrjährige Finanzrahmen die Bemühungen um eine Haushaltskonsolidierung auf nationaler 

Ebene widerspiegelt. Einige Delegationen machten ferner darauf aufmerksam, dass es schwierig 

sei, über Details zu beraten, bevor eine Diskussion über die Gesamtbeträge stattgefunden habe.

Gleichzeitig betonten mehrere Delegationen, dass eine angemessene Finanzierung der gemein-

samen Politiken der EU gewährleistet werden müsse, damit der mehrjährige Finanzrahmen einen 

angemessenen Beitrag zur Bewältigung der gemeinsamen Herausforderungen leistet. Viele 

Delegationen erklärten, dass sie bei vielen Punkten weitere Informationen bzw. Analysen 

benötigten, bevor sie definitiv Stellung beziehen könnten.

°

°         °

Geltungsdauer

1. Alle Delegationen waren mit dem Ansatz der Kommission einverstanden und unterstützten 

die vorgeschlagene Geltungsdauer des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens von sieben 

Jahren.

Aufbau

2. Es bestand weitgehendes Einvernehmen über den von der Kommission vorgeschlagenen 

Aufbau. Zwei Punkte gaben jedoch Anlass zu Bedenken.
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3. Bezüglich der Rubrik 1 hoben mehrere Delegationen hervor, dass die Ausgaben für wirt-

schaftliche, soziale und territoriale Kohäsion getrennt geführt werden müssten. Nach Ansicht 

der meisten dieser Delegationen könnte die Mittelzuweisung für diesen Politikbereich 

gefährdet werden, wenn der Bereich einer Teilobergrenze untergeordnet wird, anstatt dass er 

(wie im derzeitigen mehrjährigen Finanzrahmen) als eigene Teilrubrik geführt wird; sie 

sprachen sich deshalb dafür aus, diese Ausgaben in eine Teilrubrik einzustellen. Einige 

Delegationen wollten dagegen Garantien dafür haben, dass die Mittelzuweisung für die 

Kohäsionspolitik zweckgebunden wäre. Ferner wurden Bedenken bezüglich der Wechsel-

wirkung zwischen der Kohäsionspolitik und der Fazilität "Connecting Europe" geäußert;

einige Delegationen waren dafür, diese zwei Bereiche getrennt zu halten.

4. Unterschiedliche Meinungen gab es auch zur Frage der Instrumente außerhalb des mehr-

jährigen Finanzrahmens. Eine Gruppe von Mitgliedstaaten forderte, alle Instrumente in den 

mehrjährigen Finanzrahmen einzubeziehen, insbesondere aus Gründen der Transparenz, der 

Kontrolle und der Einheitlichkeit der EU-Ausgaben. Einige Delegationen würden dabei 

jedoch differenzieren und könnten akzeptieren, dass der Europäische Entwicklungsfonds

aufgrund seiner spezifischen Modalitäten und seines Zwecks außerhalb des mehrjährigen 

Finanzrahmens bleiben würde. Einige Delegationen plädierten dafür, ITER und GMES

aufgrund der Unvorhersehbarkeit der Ausgaben im Zusammenhang mit diesen Instrumenten 

ebenfalls aus dem mehrjährigen Finanzrahmen auszuklammern.

Flexibilität

5. Die Delegationen begrüßten das allgemeine Prinzip der Flexibilität, sofern es nicht die 

Haushaltsdisziplin beeinträchtigt.

6. Einige Delegationen waren der Ansicht, dass die derzeit im mehrjährigen Finanzrahmen 

verfügbaren Flexibilitätsinstrumente ausreichend seien und kein Bedarf für die von der 

Kommission vorgeschlagenen Änderungen bestehe.

7. Einige Delegationen verwiesen auf frühere Erfahrungen und unterstützten die von der

Kommission vorgeschlagene Flexibilität.
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Intelligentes und integratives Wachstum (mit Ausnahme der Kohäsion und der Fazilität 
"Connecting Europe")

8. Zahlreiche Delegationen wiesen darauf hin, dass gerade in diesem Bereich die EU-Maß-
nahmen einen echten Mehrwert brächten. Daher begrüßten sie die zentrale Stellung von 
Bereichen wie Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, kleine und mittlere Unternehmen, 
Schaffung von Arbeitsplätzen, Bildung und Strategie Europa 2020.

9. Die allgemeinen Bemühungen um Vereinfachung wurden begrüßt. Gleichzeitig betonten 
einige Delegationen, dass Vereinfachung nicht nur eine Verringerung und Rationalisierung 
der Instrumente selbst bedeuten sollte, sondern auch eine Straffung der Verfahren zur 
Verwaltung der Mittel. In diesem Zusammenhang bedauerten einige Delegationen, dass die 
Zusammenlegung von Instrumenten zur Folge habe, dass einige wichtige Programme, 
insbesondere im Bereich Bildung, Jugend und Kultur, weniger deutlich in Erscheinung träten.

10. Der Aufbau der Ausgaben in diesem Bereich wurde weitgehend begrüßt. Mehrere Delega-
tionen äußerten Bedenken bezüglich der Behandlung von "Horizont 2020", insbesondere 
hinsichtlich dessen Verknüpfung mit anderen Politikbereichen, einschließlich der Kohäsions-
politik. Diese Delegationen stellten dabei den Vorschlag der Kommission in Frage, die 
derzeitige Teilrubrik für die Kohäsionspolitik zu streichen und eine Obergrenze einzuführen 
(siehe auch Nummer 3).

11. Die vorgeschlagenen wichtigsten Ausgabenbereiche im Bereich Forschung und Innovation 
("Exzellenz in der Wissenschaftsbasis", "Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderungen", 
"Marktführerschaft und Wettbewerbsfähigkeit") wurden weitgehend begrüßt. Einige 
Delegationen wiesen auf die Notwendigkeit hin, eine ausgewogene Beteiligungsquote aller 
Mitgliedstaaten an den Forschungsprogrammen sicherzustellen.

12. Was die Behandlung von Großprojekten (Galileo, ITER und GMES) betrifft, so begrüßte eine 
Mehrheit der Delegationen den Vorschlag der Kommission, Galileo im mehrjährigen Finanz-
rahmen zu belassen. Einige äußerten diesbezüglich jedoch Bedenken hinsichtlich des vorge-
schlagenen Betrags, der ihrer Ansicht nach zu hoch sei. Einige Delegationen waren der 
Auffassung, dass ITER und GMES auch in den mehrjährigen Finanzrahmen einbezogen 
werden sollten, um Transparenz zu gewährleisten und ein Gesamtbild aller EU-Ausgaben zu 
vermitteln. Andere stimmten dem Kommissionsvorschlag zu oder äußerten keine Präferenzen.

13. Was den Rückbau kerntechnischer Anlagen betrifft, so unterstützten die meisten Delegationen 
den Kommissionsvorschlag, während die unmittelbar davon betroffenen Delegationen ihn 
sowohl hinsichtlich der Beträge als auch der Geltungsdauer für nicht ausreichend hielten und 
auf die Protokolle zu den Beitrittsverträgen verwiesen.
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Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt

14. Für eine Reihe von Delegationen stellt dieser Politikbereich nach wie vor ein wichtiges 

Entwicklungsinstrument dar, auch wenn einige Delegationen nachdrücklich darauf hinwiesen, 

dass hier umfassend reformiert werden müsse. Es wurde ferner sein Beitrag zu Wachstum und 

zur Schaffung von Arbeitsplätzen hervorgehoben. Viele machten in diesem Zusammenhang 

darauf aufmerksam, dass es weiterer Vereinfachung und der Vermeidung von Verwaltungs-

aufwand bedürfe. Die Mehrheit der Delegationen befürwortete die Konzentration der Unter-

stützung aus der Kohäsionspolitik auf die am wenigsten entwickelten Regionen und Mitglied-

staaten, andere Delegationen schlossen sich dem Vorschlag der Kommission an, dass sie 

überall angewendet werden solle. Die Delegationen waren geteilter Meinung über die Höhe 

der Mittelzuweisung, einige erachteten sie als zu niedrig, andere als zu hoch.

15. Die verschiedenen von der Kommission vorgeschlagenen Arten von Auflagen warfen Fragen 

auf. Nach Ansicht einer Reihe von Delegationen sollten jegliche Auflagen schrittweise 

eingeführt werden und auf Proportionalität und der Gleichbehandlung aller Mitgliedstaaten 

beruhen.

16. Zahlreiche Delegationen waren in diesem Zusammenhang der Auffassung, dass die Bindung 

an makroökonomisch-finanzpolitische Auflagen für die obengenannten Ziele nicht zweck-

dienlich sei und das Risiko wirtschaftlich nicht zu rechtfertigender prozyklischer Auswir-

kungen, einer doppelten Sanktionierung (zusätzlich zu den Sanktionen im Rahmen des 

Gesetzgebungspakets zur wirtschaftspolitischen Steuerung) und der Benachteiligung der 

Begünstigten in sich berge. Einige Delegationen waren bereit, diese Vorschläge weiter zu 

prüfen, sofern sie auf alle Politikbereiche Anwendung fänden, in denen rechtliche Verpflich-

tungen zwischen der EU und den Mitgliedstaaten bestehen (neben den fünf Fonds des 

gemeinsamen strategischen Rahmens auch Direktzahlungen an Landwirte und Teile der 

Fazilität "Connecting Europe"). Einige Delegationen befürworteten hingegen die Kom-

missionsvorschläge, die ihrer Auffassung nach richtigerweise einen Beitrag zu den 

Anstrengungen leisten würden, die Haushaltsdisziplin aufrechtzuerhalten, die Ausgaben auf 

EU-Ebene effizienter und ergebnisorientierter zu gestalten und zu einer besseren Steuerung 

auf Ebene der Mitgliedstaaten beizutragen.
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17. Die leistungsgebundene Reserve wurde generell begrüßt, wenn auch einige Delegationen 

Fragen aufwarfen, insbesondere zu den Anwendungskriterien, und weil die Reserve ihres 

Erachtens das Risiko erhöhe, dass einige Programme einen Teil ihrer Mittel verlören.

18. Die Einführung der Kategorie der "Übergangsregionen" wurde von einigen Delegationen in 

Frage gestellt, vor allem weil die Unterstützung auf die am wenigsten entwickelten Regionen 

konzentriert werden müsse. Diese Delegationen betonten, dass das normale Phasing-out-Ver-

fahren für die Regionen, die nicht mehr unter das derzeitige Ziel "Konvergenz" fallen, aus-

reichend sei. Andere Delegationen betrachteten es als eine Maßnahme zur Sicherstellung der 

Gleichbehandlung von Regionen mit ähnlichen Voraussetzungen. Eine Reihe von Delega-

tionen sprach sich für eine flexible Lösung für Hauptstadtregionen aus.

19. Einige Delegationen standen der vorgeschlagenen Obergrenze (von 2,5%) kritisch gegenüber.

Sie wurde von einigen als zu hoch und von anderen als zu niedrig erachtet. Der Wunsch, die 

Obergrenze wie im derzeitigen Zeitraum differenziert zu handhaben, um den Absorptions-

kapazitäten der Mitgliedstaaten stärker Rechnung zu tragen, wurde ebenfalls geäußert. Einige 

Delegationen stellten fest, dass die Anwendung der Obergrenze von 2,5 % des projizierten 

BIP dazu führe, dass ihre Mittelzuweisung für die Kohäsionspolitik gegenüber dem der-

zeitigen Programmzeitraum geringer ausfalle und somit der bekundeten Notwendigkeit einer 

Konzentration der Ressourcen auf die am wenigsten entwickelten Regionen und Mitglied-

staaten zuwiderlaufen könne.

20. Einige Delegationen brachten den Wunsch zum Ausdruck, die Kofinanzierungssätze auf dem 

derzeitigen Niveau zu halten, während andere den von der Kommission vorgeschlagenen 

Sätzen zustimmten und einige wenige eine Senkung der Sätze forderten. Einige Delegationen 

betonten, dass die derzeitigen Vorschriften für die Zuschussfähigkeit der nicht erstattungs-

fähigen Mehrwertsteuer beibehalten und konsequent auf alle Fonds, die unter den gemein-

samen Strategierahmen fallen, angewendet werden sollten

21. Manche Delegationen waren nicht ganz zufrieden mit der Art und Weise, wie die Kommis-

sion die Frage der im Vertrag von Lissabon verankerten territorialen Kohäsion in den Vor-

schlägen behandelt hat, und forderten eine Besserstellung von Regionen und Mitgliedstaaten 

mit dauerhaften natürlichen Nachteilen. Diese Aussage gilt auch für weitere Politikbereiche.
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Fazilität "Connecting Europe"

22. Die Ziele, die mit der vorgeschlagenen Einrichtung der Fazilität "Connecting Europe"

verfolgt werden, trafen auf breite Zustimmung, wenngleich eine Reihe von Delegationen die 

Kommission um weitere Präzisierungen ersuchte .

23. Die Zweckbindung von Mitteln des Kohäsionsfonds in Höhe von 10 Mrd. EUR für TEN-T-

Projekte führte bei einigen Delegationen zu Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen auf die 

Zuweisung der Mittel aus dem Kohäsionsfonds und der Methode ihrer Verwaltung.

24. Die verstärkte Nutzung innovativer Finanzierungsinstrumente wurde positiv aufgenommen, 

allerdings wurde auch darauf hingewiesen, dass sie noch einer weiteren Analyse bedürfe.

Gemeinsame Agrarpolitik

25. Die Delegationen waren über die Gesamthöhe des Haushalts geteilter Meinung, wobei 

manche Delegationen den Vorschlag der Kommission, die Ausgaben nominal auf dem Stand 

von 2013 einzufrieren, unterstützten, während andere Delegationen für einen restriktiveren 

Ansatz bei den landwirtschaftsbezogenen Ausgaben plädierten.

26. Die für die Konvergenz der Direktzahlungen in der Gemeinsamen Agrarpolitik vorge-

schlagenen Modalitäten warfen einige Fragen auf. Einerseits waren einige Delegationen der 

Meinung, dass das vorgeschlagene Schema zu ehrgeizig sei und besser abgestuft werden 

sollte, andererseits wurde argumentiert, dass es zu langsam sei und keine uneingeschränkte 

Gleichbehandlung biete. Mehrere Mitgliedstaaten hielten den Vorschlag der Kommission für 

ausgewogen.

27. Die weitere "Ökologisierung" der Direktzahlungen an sich wurde nicht abgelehnt, mehrere 

Delegationen betonten jedoch, dass dies effizient erfolgen müsse. Nach Auffassung einiger 

Delegationen sollte die "Ökologisierung" nicht durch Direktzahlungen, sondern eher im 

Rahmen des zweiten Pfeilers der GAP verfolgt werden. Manche Delegationen vertraten die 

Ansicht, dass der Anteil der Direktzahlungen (30%), die von einer "Ökologisierung" abhängig 

gemacht werden sollen, zu hoch sei, ein paar Delegationen hielten den Anteil für zu gering.

Zahlreiche Delegationen forderten, dass das richtige Gleichgewicht zwischen der "Ökologi-

sierung" und dem eventuell durch die Umsetzung dieser Maßnahme entstehenden Ver-

waltungsaufwand gefunden werden müsse.
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28. Was die Entwicklung des ländlichen Raums betrifft, so begrüßten einige Delegationen deren 

Aufnahme in den gemeinsamen strategischen Rahmen, stellten jedoch die Bindung an 

makroökonomisch-finanzpolitische Auflagen in Frage. Zahlreiche Delegationen forderten die 

Kommission auf, möglichst rasch die jährliche Aufteilung der Mittel für die Entwicklung des 

ländlichen Raums auf die Mitgliedstaaten bekanntzugeben.

Gemeinsame Fischereipolitik

29. Die Delegationen begrüßten die allgemeinen Grundsätze der Gemeinsamen Fischereipolitik.

Da die Vorschläge von der Kommission noch nicht angenommen sind, bedarf es noch 

weiterer Beratungen über Details.

Sicherheit und Unionsbürgerschaft

30. Ein besonderer Schwerpunkt wurde auf das große Potenzial für einen Mehrwert der EU-

Maßnahmen im Bereich Sicherheit und Unionsbürgerschaft gelegt. In diesem Zusammenhang 

hielten einige Delegationen insbesondere verstärkte EU-Maßnahmen in den Bereichen 

Migration, Grenzen und externe Aspekte der EU-Politik in diesem Bereich für notwendig.

31. Einige Delegationen stellten die Integration des Rückkehrfonds in den Migrations- und 

Asylfonds in Frage, insbesondere hinsichtlich der Auswirkungen auf die Konzepte für 

Außengrenzen und innere Sicherheit.

32. Einige Delegationen brachten ferner den Katastrophenschutz zur Sprache, wobei einige die 

Auffassung vertraten, dass die primäre Verantwortung in diesem Bereich bei den Mitglied-

staaten liege und er daher nicht den Ausgaben des EU-Haushalts unterliegen sollte, während 

andere dagegen den Kommissionsvorschlag unterstützten.

33. Mehrere Delegationen äußerten sich gegen die Aufnahme der Lebensmittelsicherheit sowie 

der Tier- und Pflanzengesundheit in diese Rubrik und empfahlen, dass sie entweder zurück in 

Rubrik 2 übernommen oder in Rubrik 1 eingestellt werden sollten.
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Globales Europa

34. Mehrere Delegationen begrüßten den Vorschlag der Kommission zum "Globalen Europa". Sie 

betonten, dass die Prioritäten, Werte und Interessen der Europäischen Union in der Welt ihren 

Niederschlag im EU-Haushalt finden müssten.

35. Einige Delegationen unterstützten das vorrangige Ziel einer Einhaltung der förmlichen 

Verpflichtung der EU, bis 2015 0,7 % des Bruttonationaleinkommens (BIP) für öffentliche 

Entwicklungshilfe (ODA) aufzuwenden. Einige hielten es jedoch für fragwürdig, dass bis zu 

15 % der gemeinsamen ODA-Mittel der EU aus dem EU-Haushalt und dem EEF stammen 

sollen.

36. Was das Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit und insbesondere 

dessen pan-afrikanische Komponente betrifft, so forderten mehrere Delegationen zusätzliche 

Präzisierungen.

37. Zahlreiche Delegationen stimmten dem vorgeschlagenen Geltungsbereich des Partnerschafts-

instruments zu, insbesondere angesichts der laufenden Entwicklung der Beziehungen der 

Union zu einigen ihrer strategischen Partner.

38. Hinsichtlich des Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) waren die Ansichten geteilt.

Während mehrere Delegationen den Vorschlag der Kommission unterstützten, den EEF 

vorerst außerhalb des mehrjährigen Finanzrahmens zu halten, forderten einige andere seine 

Einbeziehung in den Haushaltsplan. In diesem Zusammenhang wurde die Frage des Beitrags-

schlüssels für den EEF erhoben, wobei einige Delegationen betonten, dass er identisch mit 

dem klassischen Haushaltsbeitragsschlüssel sein sollte, während andere sich für eine Beibe-

haltung des Status quo aussprachen, der die stärkeren historischen Verbindungen einiger 

Mitgliedstaaten mit den Empfängerländern widerspiegele.

39. Einige Delegationen sprachen sich dafür aus, dem Europäischen Nachbarschaftsinstrument

und dem Heranführungsinstrument mehr Gewicht zu verleihen, während einige andere 

bezweifelten, dass eine Beibehaltung ihrer Mittelausstattung auf dem vorgeschlagenen Niveau 

gerechtfertigt sei. Diesbezüglich forderten mehrere Delegationen ein Gleichgewicht zwischen 

den südlichen und östlichen Nachbarn der EU.
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Verwaltung

40. Eine große Zahl von Delegationen begrüßte den Vorschlag der Kommission zur Rationali-

sierung der Verwaltungsausgaben. Sie begrüßten in diesem Zusammenhang den Vorschlag 

der Kommission, die Personalausstattung aller Organe/Dienststellen, Agenturen und sonstigen 

Einrichtungen um 5 % zu verringern. Ferner forderten einige Delegationen verstärkte 

spezifische Lösungen in Bezug auf ein zukunftssicheres Rentensystem.

41. Allgemein forderten einige Delegationen Bemühungen um eine weitere Effizienzsteigerung 

im europäischen öffentlichen Dienst.

42. Einige Delegationen stellten den Aufbau dieser Rubrik in Frage. Einige Delegationen 

schlugen ferner vor, dass alle Verwaltungsausgaben, einschließlich jene der Agenturen, unter 

Rubrik 5 geführt werden sollten.

Eigenmittel

43. Eine breite Mehrheit der Delegationen begrüßte die dem neuen Vorschlag für das Eigen-

mittelsystem der Europäischen Union zugrunde liegenden allgemeinen Grundsätze. Die 

Delegationen würdigten die Bemühungen der Kommission um eine Vereinfachung, einige 

machten jedoch darauf aufmerksam, dass die Vereinfachung nicht auf Kosten von Effizienz 

und Fairness gehen dürfe.

44. Die meisten Delegationen betonten, dass weitere Informationen und Analysen zu den 

vorgeschlagenen neuen Eigenmitteln erforderlich seien.
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45. Mehrere Delegationen äußerten sich skeptisch zu der Einführung einer Finanztransaktions-

steuer, da sie zu einer Verlagerung der Finanzinstitute und der Finanztätigkeit von den 

Mitgliedstaaten in Nicht-EU-Staaten führen könnte. Einige Delegationen erklärten sich 

bereit, die Modalitäten ihrer Einführung weiter zu prüfen. Für einen Teil von ihnen käme eine 

solche Steuer nur dann in Betracht, wenn sie weltweit Anwendung fände. Andere Delegatio-

nen könnten ihr grundsätzlich zustimmen, denn sie könne ein wichtiges Instrument zur 

Vermeidung künftiger Finanzkrisen und zur Verhinderung einiger unerwünschten Markt-

praktiken wie dem Hochfrequenzhandel darstellen; sie lehnten sie jedoch als Bestandteil der 

EU-Eigenmittel ab. Einige Delegationen standen dem Kommissionsvorschlag in diesem 

Bereich positiv gegenüber.

46. Die meisten Delegationen begrüßten die Abschaffung der derzeitigen MWSt-Eigenmittel zum 

31. Dezember 2013.

47. Zahlreiche Delegationen wollten zunächst zu den neuen MWSt-Eigenmitteln noch nicht 

Stellung nehmen, da die Kommissionsvorschläge noch weiter geprüft werden müssten. Einige 

Delegationen äußerten dahin gehende Bedenken, dass bei der vorgeschlagenen Vereinfachung 

der Methode zur Berechnung der neuen MWSt-Eigenmittel die Unterschiede zwischen den 

MWSt-Systemen der Mitgliedstaaten nicht ausreichend berücksichtigt würden. Manche 

Delegationen waren nicht davon überzeugt, dass dieses System einen geringeren Verwal-

tungsaufwand mit sich bringe, und warnten vor zusätzlicher Bürokratie.

48. Eine Reihe von Delegationen sprach sich dafür aus, zur besseren Gewährleistung eines fairen, 

transparenten und einfachen Systems die BNE-Eigenmittel in Kombination mit den traditio-

nellen Eigenmitteln generell anzuwenden, anstatt neue Eigenmittel einzuführen.

49. Die Mehrheit der Delegationen plädierte dafür, dass es keinerlei Korrekturmechanismen mehr 

geben solle. Einige Delegationen vertraten jedoch die Ansicht, dass die vorgeschlagene 

Reform des Korrektursystems einen sinnvollen, wenn auch unzureichenden Schritt in die 

richtige Richtung darstelle.
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50. Manche Delegationen vertraten die Auffassung, dass auch sie von einem wie auch immer 

gearteten Korrekturmechanismus profitieren sollten, sofern ein solches System erhalten 

bliebe.

51. Einige Delegationen verwiesen hingegen auf die vom Europäischen Rat 1984 in Fontaine-

bleau vereinbarten Grundsätze, nämlich dass die "Ausgabenpolitik […] auf absehbare Zeit das 

wichtigste Mittel zur Lösung des Problems des Haushaltsungleichgewichts [ist]. Es ist jedoch 

beschlossen worden, dass jeder Mitgliedstaat, der gemessen an seinem relativen Wohlstand 

eine zu große Haushaltslast trägt, zu gegebener Zeit in den Genuss einer Korrekturmaßnahme 

gelangen kann.". Nach ihrer Meinung muss das Problem der Haushaltsungleichgewichte auf 

der Einnahmenseite berücksichtigt und ein wie auch immer geartetes Korrektursystem 

beibehalten werden.

52. Einige Delegationen waren gegen den Vorschlag der Kommission, den Einbehalt zur 

Deckung der Erhebungskosten bei den traditionellen Eigenmitteln von 25% auf 10% zu 

senken, mit dem Argument, dass sie durch eine solche Senkung unfair benachteiligt würden.

Andere Delegationen schlossen sich hingegen der Argumentation der Kommission an, dass 

die Erhebungskosten in Höhe von 25% eine "versteckte Korrektur" darstellten.

Sonstiges

53. Manche Delegationen äußerten Skepsis in Bezug auf die makroökonomischen Annahmen, auf 

die die Kommission ihre Vorschläge stützt. Diese Delegationen waren für die Verwendung 

der tatsächlichen Wachstumsdaten der Vergangenheit – des historischen Mittelwerts über 

10 Jahre – anstatt der BIP-Prognosen für künftige Jahre, da solche Prognosen schwierig und 

fehleranfällig seien. Andere stimmten der Kommission zu und verwiesen insbesondere auf die 

Genauigkeit der wissenschaftlichen Methode, die mit den Mitgliedstaaten in anderen Fällen 

wie dem Europäischen Semester und den Beratungen über die Alterung der Gesellschaft 

vereinbart worden sei.

54. Einige Delegationen äußerten schließlich die Meinung, dass der Kommissionsvorschlag unter 

Zugrundelegung jeweils aktueller Preise anstatt der Preise von 2011 geprüft werden sollte und 

dass sich die Beratungen auf Zahlungsermächtigungen und nicht nur auf Verpflichtungen

stützen sollten .

_______________


